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subjektiven Mängeln beim Entscheidenden und auf der 
übergeordneten Entscheidungsebene verknüpft sind. 
Dabei stellen sie auf Grund der Untersuchungen fest, 
daß objektiv entscheidungserschwerende Faktoren um 
so wirksamer werden, je ungünstiger die subjektiven 
Bedingungen auf seiten des Leiters oder des Leitungs­
kollektivs sind. Daraus ergibt sich die Schlußfolgerung, 
daß objektive Entscheidungserschwernisse bei hohem 
Niveau der Leitungstätigkeit und bei hohen Persönlich- 
keitsqualitäten des Leiters weitgehend kompensiert 
werden können (S. 99).
In der Arbeit werden auch die unterschiedlichen Deter­
minanten für Fehlentscheidungen in verschiedenen öko­
nomischen Bereichen erörtert. So wird in einer graphi­
schen Darstellung (S. 66) sichtbar, daß besonders bei 
Investitionsentscheidungen vor allem subjektiv nega­
tive Komponenten Zusammentreffen (wie z. B. Verfol­
gung individueller Handlungsziele, leichtfertige Risiko­
haltung und Mängel im Einstellungs- und Wertsystem), 
während für die Entstehung von Havarien speziell zu 
berücksichtigende Besonderheiten bedeutsam sind (S. 65, 
67, 99 ff.).
Im 4. Kapitel werden aus den Untersuchungen Schluß­
folgerungen für die Aufgaben des sozialistischen Straf­
rechts bei der Vorbeugung und Bekämpfung von wirt­
schaftlichen Fehlentscheidungen gezogen. Dazu werden 
viele praktische Beispiele (besonders zu §§ 165, 166, 167 
und 169 StGB) angeführt. Wesentlich scheint dort z. B. 
der Hinweis darauf zu sein, daß in jedem Fall zu prü­
fen ist, „inwieweit sich verfestigte negative Persönlich­
keitseigenschaften und Entscheidungsgewohnheiten in 
der einzelnen Fehlentscheidung widerspiegeln“ (S, 125), 
und daß die verantwortungslose Sorglosigkeit gegen­
über dem Nutzen für die Volkswirtschaft den Charak­
ter der Fehlentscheidung i. S. des § 165 StGB — auch 
i. d. F. des Änderungsgesetzes vom 19. Dezember 1974 — 
im wesentlichen bestimmt.
Für die Praxis besonders wertvoll sind die Ausführun­
gen zum vorsätzlichen Verursachen eines bedeutenden 
wirtschaftlichen Schadens (§ 165 StGB), weil bekannt­
lich die subjektive Seite des Vertrauensmißbrauchs ein 
komplizierter Gegenstand ist, der mit einer formalen 
Heranziehung der Merkmale des § 6 StGB kaum be­
wältigt werden kann. In vielen Fällen stellt sich dieser 
Vorsatz als Überschätzung der Realisierungswahrschein­
lichkeit der gewählten Entscheidungsvariante und als 
Unterschätzung der Eintrittswahrscheinlichkeit schäd­
licher Folgen dar (S. 139). Sind diese Fehleinschätzun­
gen auf Verantwortungslosigkeit zurückzuführen, so 
stellt sich die Frage nach dem Vorliegen von Vorsatz 
für einen Vertrauensmißbrauch nach § 165 StGB.
Im 5. Kapitel werden Schlußfolgerungen für die Lei­
tungstätigkeit zur wirksamen Vorbeugung wirtschaft­
licher Fehlentscheidungen behandelt, und zwar drei 
Hauptrichtungen (S. 174):
1. Verstärkung und zielgerichtete Gestaltung der poli­
tisch-ideologischen und fachlichen Erziehungsarbeit von 
Leitungskadern in der Volkswirtschaft;
2. volle Verwirklichung des Grundsatzes der Einheit 
von Rechten, Pflichten und Verantwortung sowie kon­
sequente Ahndung von Rechts- und Pflichtverletzun­
gen;
3. konstruktive Gestaltung der Leitungs- und Planungs­
prozesse.
Gestützt auf konkrete Untersuchungen realer ökono­
mischer Leitungsprozesse, versuchen die Autoren, im 
Vorfeld des strafrechtlich Relevanten Reserven einer 
effektiven Vorbeugung aufzuspüren. Sie behandeln 
differenziert Fragen der Herausbildung sozialistischer 
Einstellungen und Verhaltensgewohnheiten, des An­
forderungsprofils und der Qualifizierung der Entschei­
dungstätigkeit, der Bewältigung der Informationspro­
zesse, der Abgrenzung der Entscheidungsbereiche, der 
konsequenten Reaktion auf jegliche Rechts- und Pflicht­
verletzungen (nicht nur bei dadurch verursachten Schä­
den und nicht nur mit strafrechtlichen Mitteln). 
Angesichts der großen Bedeutung, die die Monographie 
wegen ihrer grundsätzlichen Problemstellung für die 
Praxis und für die Lehrtätigkeit hat, ist es unerheb­
lich, ob es in Einzelfragen abweichende Erfahrungen

gibt, ob den strafrechtlichen und leitungsmäßigen Kon­
sequenzen der Autoren in allen Punkten gefolgt wer­
den kann und ob auf Grund der seit den Untersuchun­
gen im Jahre 1970 verflossenen Zeit im realen Deter­
minationsgefüge Veränderungen eingetreten sind. Es 
wäre nützlich, die Arbeit kollektiv auszuwerten, um 
eigene Erfahrungen damit zu konfrontieren und ggf. 
Kritik zu üben bzw. Hinweise zur weiteren Behandlung 
dieser Problematik zu geben. Die Autoren haben ihr 
Interesse daran ausdrücklich bekundet.
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